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R E C H T

Erneuerungsfonds von Stockwerkeigentümergemeinschaften

Zivilrechtlicher Charakter und steuerliche  
Behandlung der Anteile 

Im Zusammenhang mit dem Verkauf einer 
Stockwerkeigentumswohnung hatte das Bun- 
desgericht (BGE 5.1.2024, 9C_391/2023) 
kürzlich Anlass und Gelegenheit, sich den sa-
chenrechtlichen Grundsätzen und der steuer- 
lichen Behandlung von Anteilen am Erneue-
rungsfonds zu widmen. 
Ausgangslage war der – nicht typische – Sach- 
verhalt, bei dem der Käufer* einer Stockwerk- 
eigentumswohnung zusätzlich zum Kauf-
preis für die Wohnung eine Entschädigung 
für die Übernahme des mit der Wohnung 
verbundenen Anteils am Erneuerungsfonds 
zu entrichten hatte (in der Regel ist Letzteres 
im Kaufpreis inkludiert).
Das Bundesgericht stützte sich bei seinen 
steuerlichen Erwägungen ergänzend zu den 
Bestimmungen des BGDB auf die bundes- 
rätliche Liegenschaftskostenverordnung 
(2018; SR 642.116) sowie auf die Liegen- 
schaftskostenverordnung der ESTV (1992/ 
2010; SR 642.116.2) ab. 
In zivilrechtlicher beziehungsweise sachen-
rechtlicher Hinsicht stellt der Erneuerungs-
fonds ein durch einmalige oder periodische 
Beiträge der Stockwerkeigentümer geäuf-
netes, zweckgebundenes Sondervermögen 
dar, das die Ausführung künftiger Unter-

halts- und Erneuerungsarbeiten ermöglichen 
soll. Der Erneuerungsfonds ist Bestandteil 
des Verwaltungsvermögens der Stockwerk-
eigentümergemeinschaft, die im Rahmen 
des Gemeinschaftszwecks darüber verfügen 
kann. Die materielle Rechtszuständigkeit, 
das heisst das Eigentum und die Berechti-
gung am Fondsvermögen, bleibt jedoch, 
bedingt durch die sachenrechtliche Struk-
tur des Stockwerkeigentums, bei den einzel-
nen Stockwerkeigentümern. Den einzelnen 
Stockwerkeigentümern ist jedoch trotz ihrer 
materiellen Rechtszuständigkeit die direkte 
Verfügungsbefugnis über den Erneuerungs-
fonds entzogen. Sie können ihren Anteil am 
Erneuerungsfonds auch nicht separat, son-
dern nur zusammen mit dem Stockwerkei-
gentum veräussern. Die Mitberechtigung am 
Erneuerungsfonds ist mit ihrer Rechtsposi-
tion als Stockwerkeigentümer untrennbar 
verbunden. Entsprechend lautet der bezüg-
liche Passus in den notariellen Verkaufsver-
trägen zum Beispiel wie folgt: «Das Kapital 
am Erneuerungsfonds geht ohne Entschädi-
gung und ohne Gewähr vom Verkäufer auf 
den Käufer über.»
Steuerrechtlich gilt aus der Optik des Stock-
werkeigentümers Folgendes: 
Vermögen: Die quotale Berechtigung am Er-
neuerungsfonds richtet sich nach der mass-
geblichen Miteigentumswertquote. Sie stellt 
in diesem Umfang steuerbares Vermögen 
dar, das durch den Eigentümer (als nicht lie-
genschaftlicher Wert) nicht am Ort der gele-
genen Sache (am Liegenschaftsort), sondern 
an seinem Hauptsteuerdomizil zu versteuern 
ist. Der Belegenheits-/Liegenschaftskanton 
ist mit anderen Worten nicht berechtigt, we-
der die Gemeinschaft noch den einzelnen Ei-
gentümer zu besteuern. 
Einkommen: Der einzelne Stockwerkeigen-
tümer hat seinen Anteil am Ertrag des Er-

neuerungsfonds (wie oben ausgeführt) an 
seinem Hauptsteuerdomizil zu versteuern. 
Einlagen in den Erneuerungsfonds qualifi-
zieren als abziehbare Unterhaltskosten, so-
fern diese Mittel zur Bestreitung von Un-
terhaltskosten für die Gemeinschaftsanlagen 
verwendet werden. 
Das Gesagte steht im Einklang mit der Praxis 
bei der Verrechnungssteuer, die diese Erträge 
als solche aus beweglichem Kapitalvermö-
gen behandelt und der Verrechnungssteuer-
pflicht unterwirft.
Nicht als steuerlich abzugsfähigen Aufwand 
zugelassen hat das Bundesgericht im hier be-
sprochenen Entscheid das Entgelt, das der 
Käufer dem Verkäufer für die Veräusserung 
beweglichen Vermögens in Form des Anteils 
am Erneuerungsfonds bezahlt hat. Dieses Ent- 
gelt fliesse nämlich, so das Bundesgericht, 
nicht dem Erneuerungsfonds zu, und es wer- 
de zu keinem Zeitpunkt für den Unterhalt 
des Grundstücks verwendet.
Die Praxis der Kantone ist jedoch nicht ein-
heitlich. Während die ESTV den kantona-
len Steuerverwaltungen bereits im Jahr 1980 
empfohlen hatte, die Einlagen in den Er-
neuerungsfonds zum Abzug zuzulassen (und 
damit obige Grundsätze anzuwenden), zie-
hen es verschiedene Kantone, darunter der 
Kanton Basel-Stadt, – wohl aus Praktikabi-
litätsgründen – noch immer vor, auf die Be-
steuerung des anteiligen Vermögens und des 
Einkommens zu verzichten, mit der Konse- 
quenz, dass die Einlagen in den Erneuerungs- 
fonds nicht zum Abzug geltend gemacht 
werden dürfen.

* Der Verfasser verwendet zum Zweck der besseren 
Lesbarkeit männliche Formen, selbstverständlich 
sind weibliche Personen eingeschlossen.
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